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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Bekanntmachung des Umlegungsausschusses Bekanntmachung des Umlegungsausschusses Bekanntmachung des Umlegungsausschusses Bekanntmachung des Umlegungsausschusses 
der Stadt Meerbusch der Stadt Meerbusch der Stadt Meerbusch der Stadt Meerbusch     
 
Vereinfachte Umlegung Nr.5 Vereinfachte Umlegung Nr.5 Vereinfachte Umlegung Nr.5 Vereinfachte Umlegung Nr.5 –––– Hauptstraße  Hauptstraße  Hauptstraße  Hauptstraße ---- ,  ,  ,  , 
OrdOrdOrdOrd----Nr. 1 unNr. 1 unNr. 1 unNr. 1 und 2d 2d 2d 2    
Unanfechtbarkeit des BeschlussesUnanfechtbarkeit des BeschlussesUnanfechtbarkeit des BeschlussesUnanfechtbarkeit des Beschlusses    
 
Der Umlegungsausschuss    der Stadt Meerbusch gibt 
gemäß § 83 Baugesetzbuch (BauGB) vom  
23. September 2004 ( BGBI I S. 2414 ) in der zuletzt 
gültigen Fassung ortsüblich bekannt : 
 
Der Beschluss gemäß §  82 BauGB in der 
Vereinfachten  Umlegung Nr. 5 – Hauptstraße - 
vom 25.11.2009 in der Fassung des 
Änderungsbeschlusses vom 11.03.2013 
 
 zu Ord-Nr. 1 und 
 zu Ord-Nr. 2 
 
ist am  23.04.2013 unanfechtbar geworden. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird der bisherige 
Rechtszustand durch den im Beschluss vorgesehenen 
neuen Rechtszustand ersetzt. Die Bekanntmachung 
schließt die Einweisung der neuen Eigentümer in den 
Besitz der zugeteilten Grundstücke ein. Die 
Berichtigung des Grundbuches und des 
Liegenschaftskatasters wird bei den zuständigen 
Behörden veranlasst. Bis zur Berichtigung des 

Grundbuches ist die Einsicht in den Beschluss jedem 
gestattet, der ein berechtigtes Interesse nachweist. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung :Rechtsbehelfsbelehrung :Rechtsbehelfsbelehrung :Rechtsbehelfsbelehrung :    
 
Gegen diese Bekanntmachung kann innerhalb einer 
Frist von sechs Wochen nach dieser Bekanntmachung 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt werden.  
 
Der Antrag ist beim Umlegungsausschuss der Stadt 
Meerbusch, Postfach 1664, 40641 Meerbusch, 
einzureichen. Der Antrag muss den Verwaltungsakt 
bezeichnen gegen den er sich richtet. Er soll die 
Erklärung enthalten, inwieweit der Verwaltungsakt 
angefochten wird und einen bestimmten Antrag dazu 
enthalten. Er soll die Gründe sowie die Tatsachen und 
Beweismittel angeben, die zur Rechtfertigung des 
Antrags dienen. Über den Antrag entscheidet das 
Landgericht Düsseldorf – Kammer für Baulandsachen 
– in Düsseldorf. Wird die Frist durch das Verschulden 
eines Bevollmächtigten oder eines Vertreters 
versäumt, so wird dessen Verschulden dem 
vertretenen Beteiligten zugerechnet. 
 
Meerbusch, den 14.06.2013 
 
Der Geschäftsführer  
 
gez. 
 
Jürgen Gatzlik 
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Öffentliche Bekanntmachung 
    
Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für 
gastronomische Sogastronomische Sogastronomische Sogastronomische Sonnnndernutzungen an öffentlichen dernutzungen an öffentlichen dernutzungen an öffentlichen dernutzungen an öffentlichen 
Straßen (Sondernutzungssatzung) vom 19. Juni 2013Straßen (Sondernutzungssatzung) vom 19. Juni 2013Straßen (Sondernutzungssatzung) vom 19. Juni 2013Straßen (Sondernutzungssatzung) vom 19. Juni 2013    
 
Aufgrund der §§ 18, 19 und 19 a des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
(StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.09.1995 (GV. NRW. S. 1028, ber. 1996 S. 81, 
141, 216, 355, 2007 S. 327), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22.12.2011 (GV. NRW. S. 731) und des § 
8 Abs. 1 und 3 des Bundesfernstraßengesetzes 
(FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. 
Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 
2585), § 1 Abs. 3 KAG NRW vom 21.10.1969, zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV. NRW S. 
687), und des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 
666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9.04.2013 
(GV. NRW. S. 194) hat der Rat der Stadt Meerbusch 
in seiner Sitzung am 29. Mai 2013 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 

§ 1§ 1§ 1§ 1    
Sachlicher GeltungsbereichSachlicher GeltungsbereichSachlicher GeltungsbereichSachlicher Geltungsbereich    

 
(1) Diese Satzung gilt für alle Gemeindestraßen 
einschließlich Wege und Plätze sowie für 
Ortsdurchfahrten im Zuge der Landes- und 
Kreisstraßen im Gebiet der Stadt Meerbusch, soweit 
eine gastronomische Nutzung der Straßen über 10 
m² erfolgt. 
 
(2) Zu den Straßen im Sinne des Abs. 1 gehören die in 
§ 2 Abs. 2 StrWG NRW sowie in § 1 Abs. 4 FStrG 
genannten Bestandteile des Straßenkörpers, der 
Luftraum über dem Straßenkörper, das Zubehör 
sowie die Nebenanlagen. 
 

§ 2§ 2§ 2§ 2    
Erlaubnisbedürftige gastronomische Erlaubnisbedürftige gastronomische Erlaubnisbedürftige gastronomische Erlaubnisbedürftige gastronomische 

SondernutzungenSondernutzungenSondernutzungenSondernutzungen    
    
(1) Die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis und 
die Erhebung einer Gebühr für die gastronomische 
Nutzung der öffentlichen Straßen bei einer Fläche 
über 10 m² erfolgt nach Maßgabe dieser Satzung. 
 
Regelungen der Erlaubnispflicht für alle anderen 
Nutzungen aufgrund der Bestimmungen des StrWG 
NRW oder sonstiger gesetzlicher Bestimmungen 
bleiben ebenso unberührt wie die Bestimmungen 
über zu zahlende Verwaltungsgebühren. 

 
(2) Sondernutzungen dürfen erst dann ausgeübt 
werden, wenn dafür die Erlaubnis sowie andere 
erforderliche Erlaubnisse und Genehmigungen erteilt 
sind. Der Erlaubnis bedarf auch die Erweiterung oder 
Änderung der Sondernutzung.  
 
 

§ 3§ 3§ 3§ 3    
ErlaubnisantragErlaubnisantragErlaubnisantragErlaubnisantrag    

    
(1) Die Sondernutzungserlaubnis wird nur auf Antrag 
erteilt. Dieser ist schriftlich spätestens 3 Wochen vor 
der beabsichtigten Ausübung der Sondernutzung mit 
Angaben über Ort, Art, Umfang und Dauer der 
Sondernutzung bei der Stadt Meerbusch zu stellen. In 
vom Antragsteller zu begründenden Ausnahmefällen 
kann diese Frist verkürzt werden.  
 
(2) Einer Erlaubnis nach dieser Satzung bedarf es 
nicht, wenn dem Antragsteller für die beabsichtigte 
Sondernutzung nach straßenverkehrsrechtlichen 
Vorschriften eine Erlaubnis für eine übermäßige 
Straßenbenutzung oder eine Ausnahmegenehmigung 
erteilt worden ist. 
 
(3) Ist mit der Sondernutzung eine Behinderung oder 
Gefährdung des Verkehrs oder eine Beschädigung 
der Straße oder die Gefahr einer solchen 
Beschädigung verbunden, so muss der Antrag 
Angaben darüber enthalten, in welcher Weise den 
Erfordernissen der Sicherheit und Ordnung des 
Verkehrs sowie des Schutzes und der 
Wiederherstellung der Straße Rechnung getragen 
wird. Ist mit der Sondernutzung eine über das übliche 
Maß hinausgehende Verschmutzung der Straße 
verbunden, so muss der Antrag Angaben darüber 
enthalten, in welcher Weise die Beseitigung der 
Verunreinigung durch den Erlaubnisnehmer ge-
währleistet wird. 
 
(4) Der Antragsteller hat der Gemeinde auf deren 
Verlangen angemessene Vorauszahlungen oder 
Sicherheiten zu leisten. 
 

§ 4§ 4§ 4§ 4    
ErlaubnisErlaubnisErlaubnisErlaubnis    

    
(1) Die Erlaubnis wird auf Zeit oder auf Widerruf 
erteilt. Sie kann versagt, widerrufen oder unter 
Bedingungen und Auflagen erteilt werden, wenn dies 
für die Sicherheit und Ordnung des Verkehrs, die 
barrierefreie Benutzung oder zum Schutz der Straße 
erforderlich ist. In dem von einem städtebaulichen 
Konzept umfassten Bereich kann die Erlaubnis auch 
versagt werden, wenn durch die Gestaltung der 
beantragten Sondernutzung das Stadtbild beein-
trächtigt wird. 
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(2) Der Erlaubnisnehmer ist verpflichtet, die mit der 
Sondernutzung verbundenen Anlagen nach den 
bestehenden gesetzlichen Vorschriften und 
anerkannten Regeln der Technik zu errichten und zu 
unterhalten.  
 
(3) Wenn die Erlaubnis befristet erteilt wird, hat der 
Erlaubnisnehmer spätestens bis zum Ablauf des 
letzten Tages der Erlaubnis die Anlage zu entfernen, 
über das übliche Maß hinausgehende, als Folge der 
Sondernutzung eingetretene Verunreinigungen der 
Straße zu beseitigen und den Straßenteil in einen 
ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Im Falle der 
Einziehung der Straße oder des Widerrufs der 
Erlaubnis wird dem Erlaubnisnehmer zu diesem 
Zweck eine angemessene Frist gesetzt. Der 
Erlaubnisnehmer hat gegen die Gemeinde keinen 
Ersatzanspruch bei Widerruf der Erlaubnis oder bei 
Sperrung, Änderung oder Einziehung der Straße. 
 

§ 5§ 5§ 5§ 5    
GebührenGebührenGebührenGebühren    

 
(1) Für erlaubnisbedürftige Sondernutzungen für die 
in dieser Satzung geregelten Sondernutzungen 
werden Gebühren nach Maßgabe des anliegenden 
Gebührentarifs erhoben. Der Gebührentarif ist 
Bestandteil dieser Satzung.  
 
(2) Das Recht der Gemeinde, nach § 18 Abs. 3 StrWG 
NRW bzw. § 8 Abs. 2a FStrG Kostenersatz sowie 
Vorschüsse und Sicherheiten zu verlangen, wird 
durch die nach dem Tarif bestehende 
Gebührenpflicht oder Gebührenfreiheit für 
Sondernutzungen nicht berührt. 
 
(3) Das Recht, für die Erteilung der 
Sondernutzungserlaubnis Verwaltungsgebühren zu 
erheben, bleibt unberührt. 
    

§ 6§ 6§ 6§ 6    
GebührenschuldnerGebührenschuldnerGebührenschuldnerGebührenschuldner    

    
(1) Gebührenschuldner sind 

a) der Antragssteller,  
b) der Erlaubnisnehmer, 
a) c) wer die Sondernutzung mit oder ohne 

Erlaubnis ausübt oder in seinem Interesse 
ausüben lässt. 

 
(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als 
Gesamtschuldner. 
 
 

    
    
    

§ 7§ 7§ 7§ 7    
Entstehung der Gebührenpflicht und FäEntstehung der Gebührenpflicht und FäEntstehung der Gebührenpflicht und FäEntstehung der Gebührenpflicht und Fällllligkeitligkeitligkeitligkeit    

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht  

a) mit der Erteilung der Sondernutzungs-
erlaubnis 

b) bei unbefugter Sondernutzung mit dem 
Beginn der Nutzung. Kann die Nutzungs-
dauer nicht ermittelt werden, fällt die 
Mindestgebühr an. 

 
(2) Die Gebühren werden mit Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides an den Gebührenschuldner 
fällig. Bei wiederkehrenden jährlichen Gebühren 
werden die folgenden Gebühren zum Ende des 
ersten Vierteljahres des jeweiligen Rechnungsjahres 
fällig. 
 
(3) Die Gebührenpflicht erstreckt sich auf den 
Zeitraum bis zur schriftlichen Anzeige der Beendigung 
der Sondernutzung. 
 

§ 8§ 8§ 8§ 8    
Gebührenverzicht, GebührenerstattungGebührenverzicht, GebührenerstattungGebührenverzicht, GebührenerstattungGebührenverzicht, Gebührenerstattung    

 
Wird eine Sondernutzung nicht ausgeübt oder 
vorzeitig aufgegeben, so besteht kein Anspruch auf 
Erstattung entrichteter Gebühren. Im Voraus 
entrichtete Gebühren werden anteilmäßig erstattet, 
wenn die Stadt eine Sondernutzungserlaubnis aus 
Gründen widerruft, die nicht vom Gebührenschuldner 
zu vertreten sind. 
Für eine in der Sondernutzungserlaubnis enthaltene 
einschränkende Bedingung, wie die 
Nichtausübungsmöglichkeit der Sondernutzung 
wegen Veranstaltungen (z. B. Schützenfest, Kirmes, 
Nikolausmarkt etc.) erfolgt keine Gebührenreduktion. 
 

§ 9§ 9§ 9§ 9    
SchlussbestimmungenSchlussbestimmungenSchlussbestimmungenSchlussbestimmungen    

 
(1) Von den Bestimmungen dieser Satzung kann eine 
Ausnahme gewährt werden, wenn die Anwendung 
der Satzung andernfalls zu einer nicht beabsichtigten 
Härte führen würde. 
 
(2) Diese Satzung tritt am Tage der Bekanntmachung 
in Kraft. 
 

BekanntmachungsanordnungBekanntmachungsanordnungBekanntmachungsanordnungBekanntmachungsanordnung    
 
Die vorstehende Satzung über Erlaubnisse und 
Gebühren für gastronomische Sondernutzungen an 
öffentlichen Straßen (Sondernutzungssatzung)    vom       
.06.2013 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
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Hinweis:Hinweis:Hinweis:Hinweis:    
    
Gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung gegen diese Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

2. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

3. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

4. der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Stadt Meerbusch vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 
die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Meerbusch, den 19. Juni 2013 
 
gez. 
 
Dieter Spindler 
Bürgermeister 
 

Anlage zur Sondernutzungsatzung der Stadt Anlage zur Sondernutzungsatzung der Stadt Anlage zur Sondernutzungsatzung der Stadt Anlage zur Sondernutzungsatzung der Stadt 
Meerbusch vom 19. Juni 2013Meerbusch vom 19. Juni 2013Meerbusch vom 19. Juni 2013Meerbusch vom 19. Juni 2013    
    
GebührentarifGebührentarifGebührentarifGebührentarif    
    
1. Für folgende gastronomische Nutzungsarten fallen 
Gebühren gemäß den folgenden Regelungen an: 
    
Restauration, BewirtungRestauration, BewirtungRestauration, BewirtungRestauration, Bewirtung 
- Aufstellen von Tischen und Stühlen - 
Bemessungsfläche ist die äußere Begrenzungslinie der 
aufgestellten Tische, erweitert um eine 
Nutzungsbreite von 1,00 m sowie die durch die 
Sondernutzung darüber hinaus gehende tangierte 
öffentliche Verkehrsfläche. 
 
Jahresgebühr für den Zeitraum vom 01.Januar – 
31.Dezember 2014 und Folgejahre: 
24 Euro/qm/Jahr 
 
Gebühr für den Zeitraum vom 01.Juli – 31.Dezember 
2013: 
12 Euro/qm 
 
anteilmäßige Erstattung gem. § 8 S. 2:       
4 Euro/qm/je angefangene 30 Kalendertage 
 
2. Die nach diesem Gebührentarif ermittelten 
Gebühren werden jeweils auf volle Euro abgerundet. 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

AUFSTELLUNG VON BAULEITPLÄNENAUFSTELLUNG VON BAULEITPLÄNENAUFSTELLUNG VON BAULEITPLÄNENAUFSTELLUNG VON BAULEITPLÄNEN    
 
Bebauungsplan Nr.Bebauungsplan Nr.Bebauungsplan Nr.Bebauungsplan Nr.    224, Meerbusch224, Meerbusch224, Meerbusch224, Meerbusch----Büderich, Büderich, Büderich, Büderich, 
BöhleBöhleBöhleBöhlerrrr----SiedlungSiedlungSiedlungSiedlung    
Änderung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 (1) Änderung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 (1) Änderung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 (1) Änderung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 (1) 
BauGB i.V. mit § 13a BauGBBauGB i.V. mit § 13a BauGBBauGB i.V. mit § 13a BauGBBauGB i.V. mit § 13a BauGB    
 
Der Rat der Stadt hat am 28. Februar 2013 seinen 
Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 224, Meerbusch-Büderich, Böhler-Siedlung vom 
24. Juni 2010 gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch -BauGB- 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414) in der 
zurzeit geltenden Fassung geändert. Der 
Bebauungsplan wird gemäß § 13a BauGB im 
beschleunigten Verfahren aufgestellt, ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 (4)  
BauGB. 
 
Das Planungsziel besteht in der Entwicklung einer 
städtebaulichen Gesamtkonzeption unter nunmehr 
folgenden Rahmenbedingungen: 
 
- der Sicherung der Freiflächen gemäß des 

Teilraumentwicklungsplanes zur Böhlersiedlung 
- dem Erhalt der baulichen Siedlungsstruktur 
- bauliche Ergänzungen gemäß des Teilraument-

wicklungsplanes zur Böhlersiedlung 
- der Gesamtdarstellung und Nachweis ausrei-

chender Flächen für den ruhenden Verkehr 
 (private Stellplätze / öffentliche Parkplätze) 
- der Stärkung der Identifikation in der Böhler-

Siedlung durch neu gestaltete 
 Aufenthaltsqualitäten (z. B. Platzgestaltung „Im 

Böhlerhof“) 
- der Gewährleistung eines erhöhten Schall-

schutzes an den begrenzenden Hauptverkehrs-
straßen 

- der Sicherung einer sozial ausgewogenen 
Bewohnerstruktur durch unterschiedliche Wohn-
formen (unterschiedliche Wohnungsgrößen 
(Altenwohnungen / Wohnungen für Alleinerzie-
hende / Singelwohnungen / Wohngemeinschaf-
ten /  

 kindergerechtes Wohnen etc.) 
- der energetischen Optimierung 
- der Freiraumgestaltung (Parkband) 
 
Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungs-
planes wird begrenzt durch die Römerstraße im 
Westen, der Neusser Straße im Osten sowie durch 
den Laacher Weg im Süden und ist im Übersichtsplan 
gekennzeichnet. 
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Übersichtsplan (ohne Maßstab) 
 
Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht erfor-
derlich. 
 
Mit dem Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten 
die entgegenstehenden Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes Nr. 18 in Meerbusch-Büderich, Neusser 
Straße, des Bebauungsplanes Nr. 9 in Meerbusch-
Büderich, Laacher Weg sowie des Bebauungsplanes 
Nr. 174 in Meerbusch-Büderich, Deutsches Eck, außer 
Kraft. 
 
 

B e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n g 
 
Die vom Rat der Stadt beschlossene Änderung zur 
Aufstellung eines Bebauungsplanes für das vor-
stehende Gebiet wird hiermit gemäß § 2 (1) Satz 2  
BauGB öffentlich bekanntgemacht. 
 
Es wird auf folgendes hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungs-
pläne nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche 
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntge-
macht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
Meerbusch, den 26. Juni 2013 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
 
Dieter Spindler 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

AUFSTELLUNG VON BAULEITPLÄNENAUFSTELLUNG VON BAULEITPLÄNENAUFSTELLUNG VON BAULEITPLÄNENAUFSTELLUNG VON BAULEITPLÄNEN    
    
Bebauungsplan Nr.Bebauungsplan Nr.Bebauungsplan Nr.Bebauungsplan Nr.    82, 82, 82, 82, MeerbuschMeerbuschMeerbuschMeerbusch----Büderich, Brühl, Büderich, Brühl, Büderich, Brühl, Büderich, Brühl,     
Ergänzung des AufstellungsbeschlussesErgänzung des AufstellungsbeschlussesErgänzung des AufstellungsbeschlussesErgänzung des Aufstellungsbeschlusses    
    
Der Rat der Stadt hat am 29. Mai 2013 seinen 
Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
82, Meerbusch-Büderich, Brühl vom 24. Mai 2007 
gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch -BauGB- vom 23. Sep-
tember 2004 (BGBl. I S. 2414) in der zurzeit gel-
tenden Fassung geändert. Der Bebauungsplan wird 
gemäß § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren 
aufgestellt, ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 (4) BauGB. 
 
Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungs-
planes umfasst nunmehr  

− das Flurstück 502 tlw. der Flur 4 der 
Gemarkung Büderich im Bereich der Stadt-
bahntrasse 

− die Flurstücke 74 bis 78, 79 bis 83, 86, 91, 103 
bis 107, 109, 110, 169, 170, 173, 174, 209, 
227, 228, 271, 272, 276, 277, 278, 279, 284, 
285, 305 bis 308, 310, 312, 318, 319, 450, 
451, 461 bis 464, 504, 506 bis 509, 521, 522 
und 524 der Flur 4 der Gemarkung Büderich  

− die Flurstücke 3, 56, 57, 63, 87, 199 tlw., 222, 
229, 230, 232, 239, 242, 262 und 263 der 
Flur 5 der Gemarkung Büderich,  

− die Flurstücke 523 tlw. der Flur 4 der 
Gemarkung Büderich sowie die Flurstücke 23 
tlw. und 261 tlw. der Flur 5 der Gemarkung 
Büderich im Bereich der Moerser Straße  

 
und ist im Übersichtsplan gekennzeichnet. 
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Mit dem Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten 
die entgegenstehenden Festsetzungen der Bebau-
ungspläne Nr. 83 B, Nr. 168 sowie der 2. Ergänzung 
und Änderung des Bebauungsplanes Nr. 83 B im 
Bereich der Straße „Am Pützhof“ außer Kraft. 
 
Der Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt-
gemacht. 
 
Meerbusch, den 24. Juni 2013 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
gez. 
 
Dr. Just Gérard 
Technischer Beigeordneter 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


